
Auszug aus dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 

 
Kapitel 1 

Allgemeine Vorschriften 
 

§§ 1 bis 6 weggelassen 
 

§ 7 Begriffsbestimmungen 
 

§ 7 Abs. 1, Nr. 1 bis 8 weggelassen 
 

(2) 9.Invasive Art 
Eine invasive gebietsfremde Art im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
a) die in der Unionsliste nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt ist, 
b) für die Dringlichkeitsmaßnahmen nach Artikel 10 Absatz 4 oder 

für die Durchführungsrechtsakte nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 
2 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 in Kraft sind, soweit die 
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 nach den genannten Rechts-
vorschriften anwendbar sind oder 

c) die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 Num-
mer 1 oder 3 aufgeführt ist; 

 
§§ 7 Abs. 2 Nr. 10 bis 21, Abs. 3 bis 5 weggelassen 

 
§§ 8 bis 36 weggelassen 

 
 

Kapitel 5 
Schutz der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer Lebensstätten 

und Biotope 
 

Abschnitt 2 
Allgemeiner Artenschutz 

 
§§ 37 bis 40 weggelassen 

 
§ 40 a Maßnahmen gegen invasive Arten 

 
(1) Die zuständigen Behörden treffen nach pflichtgemäßem Ermessen die 
im Einzelfall erforderlichen und verhältnismäßigen Maßnahmen, um 
1.  sicherzustellen, dass die Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 

1143/2014, dieses Kapitels und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
Rechtsvorschriften in Bezug auf invasive Arten eingehalten werden und 
um 

2. die Einbringung oder Ausbreitung von invasiven Arten zu verhindern o-
der zu minimieren. 

Soweit Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 in der freien Natur invasive und 
entweder dem Jagdrecht unterliegende oder andere Arten betreffen, bei de-
nen die Maßnahmen im Rahmen des Jagdschutzes durchgeführt werden 
können, werden sie im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Jagd 
zuständige Behörden unbeschadet des fortbestehenden Jagdrechts nach 
den §§ 1, 2 und 23 des Bundesjagdgesetzes festgelegt. Maßnahmen mit 
jagdlichen Mitteln sind im Einvernehmen mit den Jagdausübungsberechtig-
ten, Maßnahmen ohne Einsatz jagdlicher Mittel mit Rücksicht auf deren be-
rechtigten Interessen durchzuführen. Soweit Maßnahmen nach Satz 1 
Nummer 2 in der freien Natur dem Fischereirecht unterliegende invasive Ar-
ten betreffen, werden sie im Einvernehmen mit den nach Landesrecht für 
Fischerei zuständigen Behörden festgelegt. Maßnahmen mit fischereilichen 
Mitteln sind im Einvernehmen mit dem Fischereiausübungsberechtigten, 
Maßnahmen ohne fischereilicher Mittel sind mit Rücksicht auf deren be-
rechtigten Interessen durchzuführen. Bei Gefahr im Verzug bedarf es des 
Einvernehmens nach den Sätzen 2 bis 5 nicht. 
(2) Liegen Anhaltspunkte für das Vorhandensein einer invasiven Art vor, 
sind Eigentümer und Inhaber der tatsächlichen Gewalt verpflichtet, eine Un-
tersuchung von Gegenständen, Substraten, Transportmitteln, Anlagen, 
Grundstücken, Gebäuden oder Räumen im Hinblick auf das Vorhandensein 
von invasiven Arten zu dulden. 

(3) Die zuständige Behörde kann gegenüber demjenigen, der die Ausbrin-
gung oder Verbreitung oder das Entkommen von invasiven Arten verur-
sacht hat, deren Beseitigung und dafür bestimmte Verfahren anordnen, so-
weit dies zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder 
Arten erforderlich ist. Eigentümer von Grundstücken und anderen in Absatz 
2 genannten Sachen sowie der Inhaber der tatsächlichen Gewalt sind ver-
pflichtet, Maßnahmen der zuständigen Behörden zur Beseitigung oder Ver-
hinderung einer Ausbreitung invasiver Arten zu dulden. 
(4) Die zuständige Behörde kann Exemplare invasiver Arten beseitigen o-
der durch Beauftragte beseitigen lassen, wenn eine Beseitigung durch die 
in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht 
werden kann. Die durch die Maßnahme entstehenden Kosten können den 
in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen auferlegt werden. 
(5) Steht ein Grundstück im Eigentum der öffentlichen Hand, soll der Eigen-
tümer die von der zuständigen Behörde festgelegten Beseitigungsmaßnah-
men nach Artikel 17 oder Managementmaßnahmen nach Artikel 19 der 
Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 bei der Bewirtschaftung des Grundstücks 
in besonderer Weise berücksichtigen. Satz 1 gilt auch, wenn das Grund-
stück im Eigentum eines privatrechtlich organisierten Unternehmens steht, 
an dem mehrheitlich eine Gebietskörperschaft Anteile hält. 
(6) Die im Einzelfall erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung einer Aus-
breitung invasiver Arten durch Seeschiffe richten sich nach dem Gesetz 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt sowie 
den auf dieser Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften. 
 

§ 40 b Nachweispflicht und Einziehung bei invasiven Arten 
 
Wer Exemplare einer invasiven Art besitzt oder die tatsächliche Gewalt dar-
über ausübt, kann sich gegenüber der zuständigen Behörde auf eine Be-
rechtigung hierzu nur berufen, wenn er diese Berechtigung auf Verlangen 
nachweist. Beruft sich die Person auf die Übergangsbestimmungen nach 
Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 genügt es, wenn sie diese 
Berechtigung glaubhaft macht. § 47 gilt entsprechend. 
 

§ 40 c Genehmigungen 
 
(1) Abweichend von den Verboten des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe a, b, 
c, d, f und g der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 bedürfen die Forschung 
an und Ex-situ-Erhaltung von invasiven Arten einer Genehmigung durch die 
zuständige Behörde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Vorausset-
zungen des Artikels 8 Absatz 2 bis 4 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
vorliegen. Eine Genehmigung ist für Bestände invasiver Tierarten nicht er-
forderlich, die vor dem 3. August 2016 gehalten wurden, sich unter Ver-
schluss befinden und in denen keine Vermehrung stattfindet. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die wissenschaftliche Herstellung und die 
anschließende medizinische Verwendung von Produkten, die aus invasiven 
Arten hervorgegangen sind, wenn die Verwendung der Produkte unver-
meidbar ist, um Fortschritte für die menschliche Gesundheit zu erzielen. 
(3) Für andere Tätigkeiten kann in Ausnahmefällen auf Antrag eine Geneh-
migung nach Maßgabe von Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 
erteilt werden. Die zuständige Behörde reicht den Zulassungsantrag über 
das elektronische Zulassungssystem nach Artikel 9 Absatz 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 1143/2014 bei der Kommission ein. Eine Zulassung durch 
die Kommission ist nicht erforderlich, wenn Beschränkungen einer Rechts-
verordnung nach § 54 Absatz 4 Satz 1 betroffen sind. 
(4) Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch unter Vorlage der zur Prüfung 
erforderlichen Unterlagen bei der zuständigen Behörde einzureichen. Im 
Falle des Absatzes 3 sind die in Satz 1 genannten Unterlagen der zuständi-
gen Behörde auch als elektronisches Dokument zu übermitteln. 
(5) Die Genehmigung kann widerrufen werden, wenn unvorhergesehene 
Ereignisse mit einer nachteiligen Auswirkung auf die biologische Vielfalt o-
der damit verbundener Ökosystemdienstleistungen eintreten. Der Widerruf 
ist wissenschaftlich zu begründen; sind die wissenschaftlichen Angaben 
nicht ausreichend, erfolgt der Widerruf unter Anwendung des Vorsorgeprin-
zips. 
 
 
 
 



§ 40 d Aktionsplan zu Pfaden invasiver Arten 
 
(1) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit beschließt nach Anhörung der Länder im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur sowie dem Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft einen Aktionsplan nach 
Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 zu den Einbringungs- und 
Ausbreitungspfaden invasiver Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 9 Buch-
stabe a. Satz 1 gilt auch für invasive Arten nach § 7 Absatz 2 Nummer 9 
Buchstabe b, soweit die Kommission insoweit in einem Durchführungs-
rechtsakt nach Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 eine Anwendung des Artikels 13 
vorsieht, sowie für invasive Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 aufgeführt sind. 
(2) Der Aktionsplan ist mindestens alle sechs Jahre zu überarbeiten. 
(3) Anstatt eines Aktionsplans können auch mehrere Aktionspläne für ver-
schiedene Einbringungs- und Ausbreitungspfade invasiver Arten beschlos-
sen werden. Für diese Aktionspläne gelten die Absätze 1 und 2 entspre-
chend. 
 

§ 40 e Managementmaßnahmen 
 
(1) Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden legen 
nach Maßgabe des Artikels 19 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 Ma-
nagementmaßnahmen fest. Sie stimmen die Maßnahmen nach Satz 1 so-
wohl untereinander als auch, soweit erforderlich, mit den zuständigen Be-
hörden anderer Mitgliedsstatten der Europäischen Union ab. Die 
Abstimmung mit Behörden anderer Mitgliedsstaaten erfolgt im Benehmen 
mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 
(2) Soweit Managementmaßnahmen invasive und entweder dem Jagdrecht 
unterliegende oder andere Arten betreffen, bei denen die Maßnahmen im 
Rahmen des Jagdschutzes durchgeführt werden können, werden sie im 
Einvernehmen mit den nach Landesrecht für Jagd zuständigen Behörden 
unbeschadet des fortbestehenden Jagdrechts nach den §§ 1, 2 und 23 des 
Bundesjagdgesetzes festgelegt; soweit dem Fischereirecht unterliegende 
invasive Arten betroffen sind, im Einvernehmen mit den nach Landesrecht 
für Fischerei zuständigen Behörden. 
 

§ 40 f Beteiligung der Öffentlichkeit 
 
(1) Bei der Aufstellung von Aktionsplänen gemäß § 40 d und der Festle-
gung von Managementmaßnamen gemäß § 40 e ist eine Öffentlichkeitsbe-
teiligung entsprechend § 42 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen. 
(2) Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung ist bei der Aufstellung des 
Aktionsplans nach § 40 d Absatz 1 und der Festlegung der Management-
maßnahmen nach § 40 e angemessen zu berücksichtigen. 
(3) Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit macht den Aktionsplan nach § 40 d Absatz 1 mit Begründung im 
Staatsanzeiger bekannt. In der Begründung sind das Verfahren zur Aufstel-
lung des Aktionsplans und die Gründe und Erwägungen, auf denen der Ak-
tionsplan beruht, angemessen darzustellen. Die Bekanntmachung von nach 
§ 40 e festgelegten Managementmaßnahmen richtet sich nach Landes-
recht. 
(4) Bei der Überarbeitung nach § 40 d Absatz 2 und der Änderung von Ma-
nagementmaßnahmen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
(5) Soweit Aktionspläne nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung einer strategischen Umweltprüfung bedürfen, ist die Beteiligung der 
Öffentlichkeit nach den Absätzen 1 und 2 Teil der strategischen Umweltprü-
fung nach § 42 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 

§§ 41 bis 43 weggelassen 
 

Abschnitt 3 
Besonderer Artenschutz 

 
§§ 44 bis 48 weggelassen 
 

§ 48a Zuständige Behörden in Bezug auf Invasive Arten 
 
Zuständig für den Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, der Vor-
schriften dieses Gesetzes und der auf ihrer Grundlage erlassenen Rechts-
vorschriften in Bezug auf invasive Arten sind 

 
1. das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-

cherheit für die Erfüllung von Verpflichtungen zur Notifizierung und Un-
terrichtung der Europäischen Kommission und anderer Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 10 Absatz 2, Artikel 12 Absatz 1 und 2, Artikel 16 Absatz 
2, Artikel 17 Absatz 1 und 4, Artikel 18 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 5, 
Artikel 23 und 24 Absatz 2 der Verordnung; 

2. das Bundesamt für Naturschutz 
a. für den Vollzug im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirt-

schaftszone und des Festlandsockels und 
b. für die Erteilung von Genehmigungen gemäß § 40 c bei Verbringung 

aus dem Ausland; 
3. die zuständigen Dienststellen der Bundeswehr 

a. in Hinblick auf militärisches Gerät der Bundeswehr, 
b. für die Durchführung der Überwachung nach Artikel 14, der Früher-
kennung nach Artikel 16 Absatz1, von Maßnahmen zur sofortigen Be-
seitigung nach den Artikeln 17 und 18 der Verordnung sowie der nach 
§ 40 e festgelegten Managementmaßnahmen auf den durch die Bun-
deswehr militärisch genutzten Flächen, 

4. die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben für die Durchführung der in 
Nummer 3 Buchstabe b genannten Maßnahmen auf den durch die 
Gaststreitkräfte militärisch genutzten Flächen; 

5. für alle übrigen Aufgaben die nach Landesrecht zuständigen Behörden. 
Die in Satz 1 Nummer 3 und 4 genannten Behörden führen die in Nummer 
3 Buchstabe b und Nummer 4 genannten Maßnahmen im Benehmen mit 
den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden und un-
ter Berücksichtigung der durch diese festgelegten Zielvorgaben durch. 
 

§§ 49 bis 50 weggelassen 
 
§ 51 Inverwahrungnahme, Beschlagnahme und Einziehung durch die 

Zollbehörden 
 
(1) Ergeben sich im Rahmen der zollamtlichen Überwachung Zweifel, ob 
das Verbringen von Tieren oder Pflanzen Regelungen oder Verboten im 
Sinne des § 49 Absatz 1 unterliegt, kann die Zollbehörde die Tiere oder 
Pflanzen auf Kosten der verfügungsberechtigten Person bis zur Klärung der 
Zweifel in Verwahrung nehmen oder einen Dritten mit der Verwahrung be-
auftragen; sie kann die Tiere oder Pflanzen auch der verfügungsberechtig-
ten Person unter Auferlegung eines Verfügungsverbotes überlassen. Zur 
Klärung der Zweifel kann die Zollbehörde von der verfügungsberechtigten 
Person die Vorlage einer Bescheinigung einer vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit anerkannten unabhängigen 
sachverständigen Stelle oder Person darüber verlangen, dass es sich nicht 
um Tiere oder Pflanzen handelt, die zu den Arten oder Populationen gehö-
ren, die einer von der Europäischen Gemeinschaft erlassenen Ein- oder 
Ausfuhrregelung oder Besitz- und Vermarktungsverboten nach diesem Ka-
pitel unterliegen. Erweisen sich die Zweifel als unbegründet, hat der Bund 
der verfügungsberechtigten Person die Kosten für die Beschaffung der Be-
scheinigung und die zusätzlichen Kosten der Verwahrung zu erstatten. 
(2) Wird bei der zollamtlichen Überwachung festgestellt, dass Tiere oder 
Pflanzen ohne die vorgeschriebenen Genehmigungen oder sonstigen Do-
kumente ein-, durch- oder ausgeführt werden, werden sie durch die Zollbe-
hörde beschlagnahmt. Beschlagnahmte Tiere oder Pflanzen können der 
verfügungsberechtigten Person unter Auferlegung eines Verfügungsverbo-
tes überlassen werden. Werden die vorgeschriebenen Genehmigungen o-
der sonstigen Dokumente nicht innerhalb eines Monats nach der Beschlag-
nahme vorgelegt, so ordnet die Zollbehörde die Einziehung an; die Frist 
kann angemessen verlängert werden, längstens bis zu insgesamt sechs 
Monaten. Wird festgestellt, dass es sich um Tiere oder Pflanzen handelt, für 
die eine Ein- oder Ausfuhrgenehmigung nicht erteilt werden darf, werden 
sie sofort eingezogen. 
(2a) Die Zollbehörden können bei Verdacht eines Verstoßes gegen Rege-
lungen im Sinne des § 49 Absatz 1, der sich bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben ergibt, Adressdaten der ein-. durch- oder ausführenden Person 
den gemäß § 70 zuständigen Behörden mitteilen. Der Betroffenen ist hier-
über in Kenntnis zu setzen. Das Brief- und Postgeheimnis (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
(3) Die Absätze 2 und 2 a gelten entsprechend, wenn bei der zollamtlichen 
Überwachung nach § 50 Absatz 1 festgestellt wird, dass dem Verbringen 
Besitz- und Vermarktungsverbote entgegenstehen. 



(4) Werden beschlagnahmte oder eingezogene Tiere oder Pflanzen veräu-
ßert, wird der Erlös an den Eigentümer ausgezahlt, wenn er nachweist, 
dass ihm die Umstände, die die Beschlagnahme oder Einziehung veran-
lasst haben, ohne sein Verschulden nicht bekannt waren. Dritte, deren 
Rechte durch die Einziehung oder Veräußerung erlöschen, werden unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 aus dem Erlös entschädigt. 
(5) Werden Tiere oder Pflanzen beschlagnahmt oder eingezogen, so wer-
den die hierdurch entstandenen Kosten, insbesondere für Pflege, Unterbrin-
gung, Beförderung, Rücksendung oder Verwertung, der verbringenden Per-
son auferlegt; kann sie nicht ermittelt werden, werden sie dem Absender, 
Beförderer oder Besteller auferlegt, wenn diesem die Umstände, die die Be-
schlagnahme oder Einziehung veranlasst haben, bekannt waren oder hät-
ten bekannt sein müssen. 
 

§ 51a Überwachung des Verbringens invasiver Arten in die Union 
 
(1) Zuständig für Amtliche Kontrollen nach Artikel 15 Abs. 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 1143/2014 zur Verhütung der vorsätzlichen Einbringung von inva-
siven Arten sind 
1. In Bezug auf pflanzliche Warenkategorien, die in der Unionsliste nach 

Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt sind 
und die aufgrund der pflanzenbeschaurechtlichen Einfuhrvorschriften 
der Europäischen Union bei der Verbringung in die Union amtlichen 
Kontrollen unterliegen, die nach Landesrecht zuständigen Behörden; 

2. In Bezug auf tierischen Warenkategorien, die in der Unionsliste nach 
Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt sind 
und die aufgrund der tiergesundheitsrechtlichen Einfuhrvorschriften der 
Europäischen Union bei der Verbringung in die Union amtlichen Kon-
trollen unterliegen, die nach Landesrecht zuständigen Behörden. 

Satz 1 gilt entsprechend für in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 4 
festgelegte Arten und diesen zugehörigen Warenkategorien. 
(2) Die Zollbehörden wirken bei der Überwachung des Verbringens von in-
vasiven Arten nach Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aus Dritt-
staaten mit. Die Zollbehörden können 
1. Sendungen einschließlich der Beförderungsmittel, Behälter, Lade- und 

Verpackungsmittel bei der Einfuhr zur Überwachung anhalten, 
2. den Verdacht eines Verstoßes gegen Vorschriften der Verordnung 

(EU) Nr. 1143/2014, dieses Gesetzes oder der auf ihrer Grundlage er-
lassenen Rechtsvorschriften, der sich bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben ergibt, den nach Landesrecht zuständigen Behörden und dem 
Bundesamt für Naturschutz mitteilen und die im Rahmen der Überwa-
chung vorgelegten Dokumente an diese weiterleiten und 

3. im Fall der Nummer 2 anordnen, dass Sendungen auf Kosten und Ge-
fahr des Verfügungsberechtigten den nach Landesrecht zuständigen 
Behörden vorgeführt werden. 

Das Brief- und Postgeheimnis nach Artikel 10 des Grundgesetzes wird in-
soweit eingeschränkt. Unterliegen Warenkategorien keiner amtlichen Kon-
trolle durch die in Absatz 1 genannten Behörden, finde § 51 Anwendung. 
(3) Wird im Rahmen der amtlichen Kontrollen für die in Absatz 1 Nummer 1 
und 2 genannten Warenkategorien festgestellt, dass Tiere oder Pflanzen ei-
ner invasiven Art aus Drittstaaten verbracht werden sollen, ohne das eine 
erforderliche Genehmigung nach § 40 c vorgelegt oder eine Berechtigung 
nach Artikel 31 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 glaubhaft gemacht 
wird, werden sie durch die nach Landesrecht zuständigen Behörden be-
schlagnahmt. Beschlagnahmte Tiere oder Pflanzen können der verfügungs-
berechtigten Person unter Auferlegung eines Verfügungsverbotes überlas-
sen werden. 
(4 Wird die erforderliche Genehmigung nicht innerhalb eines Monats nach 
der Beschlagnahme vorgelegt, so können die nach Landesrecht zuständi-
gen Behörden die Zurückweisung einer Sendung von der Einfuhr anordnen. 
Ist die Erteilung einer Genehmigung offensichtlich ausgeschlossen, so kann 
eine sofortige Zurückweisung erfolgen. Sofern eine Zurückweisung der 
Sendung nicht möglich ist, kann diese eingezogen werden; eingezogenen 
Pflanzen können vernichtet werden. § 51 Absatz 5 gilt entsprechend. Die 
Frist nach Satz 1 kann angemessen verlängert werden, längstens bis zu 
insgesamt sechs Monaten. Sie Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die 
Glaubhaftmachung des Vorliegens der Voraussetzungen des Artikels 31 
der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014. 
 

Abschnitt 5 
Auskunfts- und Zutrittsrecht; Gebühren und Auslagen 

§ 52 Auskunfts- und Zutrittsrecht 
 
(1) Natürliche und juristische Personen sowie nicht rechtsfähige Personen-
vereinigungen haben den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständi-
gen oder den gemäß § 48a zuständigen Behörden oder nach § 49 oder § 
51a mitwirkenden Behörden auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die 
zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft, dieses 
Kapitels oder der zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften er-
forderlich sind. 
(2) Personen, die von den in Absatz 1 genannten Behörden beauftragt sind, 
dürfen, soweit dies erforderlich ist, im Rahmen des Absatzes 1 betrieblich 
oder geschäftlich genutzte Grundstücke, Gebäude, Räume, Seeanlagen, 
Schiffe und Transportmittel der zur Auskunft verpflichteten Person während 
der Geschäfts- und Betriebszeiten betreten und die Behältnisse sowie die 
geschäftlichen Unterlagen einsehen. Die zur Auskunft verpflichtete Person 
hat, soweit erforderlich, die beauftragten Personen dabei zu unterstützen 
sowie die geschäftlichen Unterlagen auf Verlangen vorzulegen. 
(3) Für die zur Auskunft verpflichtete Person gilt § 55 der Strafprozessord-
nung entsprechend. 
(4) Die zuständigen Behörden und ihre Beauftragten dürfen, soweit dies für 
den Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, dieses Gesetzes und der 
auf ihrer Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften in Bezug auf invasive 
Arten erforderlich ist, privat, betrieblich oder geschäftlich genutzten Grund-
stücke, Gebäude, Räume, Seeanlagen und Transportmittel ohne Einwilli-
gung des Inhabers betreten. Gebäude und Räume dürfen nach dieser Vor-
schrift nur betreten werden, wenn sie nicht zu Wohnzwecken genutzt 
werden. Im Fall betrieblicher Nutzung soll die Maßnahme während der Ge-
schäfts- und Betriebszeiten durchgeführt werden. Im Fall privater Nutzung 
sollen dem Eigentümer und dem unmittelbaren Besitzer die Möglichkeit ge-
geben werden, bei der Maßnahme anwesend zu sein. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird inso-
weit eingeschränkt. 
 

§§ 53 bis 68 weggelassen 
 

Kapitel 10 
Bußgeld- und Strafvorschriften 

 
§ 69 Bußgeldvorschriften 

 
Absätze 1 bis 5 weggelassen 

(6) Ordnungswidrig handelt, wer ein Exemplar einer invasiven Art nach ei-
nem Durchführungsrechtsakt nach Artikel 4 Absatz 1 Satz 1 oder Artikel 10 
Abs. 4 Satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über die Prävention und das 
Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Ar-
ten (Abl. L317 vom 4.11.2014, S. 35) verbringt, hält, züchtet, befördert, in 
Verkehr bringt, verwendet, tauscht, zur Fortpflanzung, Aufzucht oder Vere-
delung bringt oder in die Umwelt freisetzt 
(7) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1 und 2, des Ab-
satzes 3 Nummer 1 bis 6, 17a, 18, 21, 26 und 27 Buchstabe b, des Absat-
zes 4 Nummer 1 und 3 und der Absätze 5 und 6 mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Euro, in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zehn-
tausend Euro geahndet werden. 
(8) weggelassen 
 

§ 70, 71 a  weggelassen 
 

§ 72 Einziehung 
 
Ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 69 Absatz 1 bis 6 oder eine Straftat 
nach § 71 oder § 71 a begangen worden, so können  
1. Gegenstände, auf die sich die Straftat oder die Ordnungswidrigkeit be-

zieht, und 
2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht wor-

den oder bestimmt gewesen sind, 
eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten und § 
74a des Strafgesetzbuches sind anzuwenden 

§§ 73 und 74 weggelassen 
.

 


